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Anregungen zu einem Bauleitplan oder einer sonstigen Satzung
 
Name oder Nummer des Bauleitplans oder der sonstigen Satzung
Bebauungsplans Nr. 1/01-22
Betroffenes Grundstück (Flurstück-Nr.)

Anrede

Frau Herr Person
Vornamen Familienname

Straße / Nr

PLZ Stadt

Telefon (Festnetz oder Mobil) E-Mail Faxnummer
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Ihre Anregungen und Hinweise
Stellungnahme zur geplanten Änderung des Bebauungsplans

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Mitglieder des Gemeinderats,

nach den vorliegenden Informationen wurde seitens des Gemeinderats beschlossen, den bisherigen
Bebauungsplan gemäß § 34 BauGB durch einen neuen Planungsansatz zu ersetzen. Dieser sieht eine
Erweiterung der zulässigen Bruttogeschossfläche auf insgesamt 3.300 m² vor, was gegenüber dem bisherigen
Rechtsstand einer Flächenzunahme von etwa 1.800 m² entspricht – mithin einer Steigerung von ca. 120 %.

Die Begründung der Flächenausweitung stützt sich insbesondere auf das Interesse an der Schaffung sozial
orientierten Wohnraums. Laut derzeitiger Planung ist jedoch lediglich ein Anteil von 10 % als Sozialwohnungen
und weitere 10 % als preisgedämpfte Wohnungen vorgesehen, was eine Fläche von insgesamt ca. 360 m² ergibt.
Dies entspricht lediglich 20 % der zusätzlich ermöglichten Wohnfläche. Vor diesem Hintergrund erscheint die
Begründung, insbesondere unter Berücksichtigung des in § 1 Abs. 7 BauGB normierten Erfordernisses der
gerechten Abwägung öffentlicher und privater Belange, nicht hinreichend belastbar.

Vielmehr ist zu befürchten, dass mit der planungsrechtlichen Neuordnung primär renditeorientierte Ziele
verfolgt werden, während die soziale Argumentation lediglich nachgeordnet und funktional zur Durchsetzung
wirtschaftlicher Interessen verwendet wird. Dies steht aus Sicht der Anwohnerschaft im Widerspruch zur
gebotenen Wahrung der schutzwürdigen Belange gemäß BauGB.

Darüber hinaus ist die geplante städtebauliche Ausgestaltung aus mehreren Gründen kritisch zu bewerten:

•Die Gebäudehöhe von bis zu 3 + 1 Geschossen weicht erheblich vom bestehenden Umfeld ab, das überwiegend
durch Bebauung mit maximal 2,5 Geschossen geprägt ist. Eine verträgliche Einbindung in die gewachsene
Siedlungsstruktur erscheint daher fraglich.

•Die vorgesehenen Flachdächer mit dunkler Farbgestaltung stehen in deutlichem Kontrast zu der umliegenden
Bebauung, insbesondere in historischen Bereichen, die durch geneigte Dächer mit roten Ziegeln geprägt sind.
Eine gestalterische Integration ist daher nicht gegeben (§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 2 Abs. 2 BauNVO).

•Es sollen 33 Wohneinheiten im hochpreisigen Segment errichtet werden (ab € 5.790/m², deutlich über dem
aktuellen Durchschnitt in Weinheim von € 4.277/m²), jedoch lediglich 37 Pkw-Stellplätze geschaffen werden. In
Anbetracht der Wohnkosten ist mit überdurchschnittlicher Fahrzeugverfügbarkeit pro Haushalt zu rechnen, was
durch Untersuchungen der Bundeszentrale für politische Bildung gestützt wird (vgl. Sozialbericht 2024, Pkw-
Verfügbarkeit, https://www.bpb.de/kurz-knapp/zahlen-und-fakten/sozialbericht-2024/553420/pkw-
verfuegbarkeit/). Die Stellplatzanzahl wird dem tatsächlichen Bedarf voraussichtlich nicht gerecht und dürfte zu
einer erheblichen Belastung der vorhandenen Verkehrssituation führen.

Schließlich ist festzuhalten, dass – bei aller Wertschätzung ökologischer Gutachten – bislang kein Gutachten über
die Auswirkungen der Maßnahme auf die ansässige Wohnbevölkerung vorliegt. Dies erscheint aus Sicht der
gebotenen gesamtheitlichen Planung unverhältnismäßig und bedarf aus meiner Sicht dringender
Nachbesserung. Die Berücksichtigung der sozialen Infrastruktur sowie der Lebensqualität der bestehenden
Einwohnerschaft ist ein wesentlicher Bestandteil nachhaltiger und ausgewogener Bauleitplanung.

Ich bitte den Gemeinderat eindringlich, im Rahmen der weiteren Planungen eine umfassendere und gerechtere
Abwägung sämtlicher Belange – insbesondere der Anwohnerschaft – vorzunehmen und die eingereichten
Bedenken im weiteren Verfahren angemessen zu berücksichtigen.

Mit freundlichen Grüßen
Ich habe die Datenschutzerklärung, die Datenschutzinformation im Rahmen der Bauleitplanung und die
Datenschutzinformation im Rahmen der Stadtentwicklung zur Kenntnis genommen.

Seite 2 von 2Er
st

el
lt 

m
it 

M
AC

H
 fo

rm
so

lu
tio

ns
Ar

tik
el

-N
r.

: K
FA

S_
02

4




